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(98/C 304/239) SCHRIFTLICHE ANFRAGE P-0776/98

von Elly Plooij-van Gorsel (ELDR) an die Kommission

(5. März 1998)

Betrifft: Französische Rechtsvorschriften im Zusammenhang mit der Liberalisierung des Elektrizitätsmarktes

Im Zusammenhang mit der Liberalisierung des Elektrizitätsmarktes bereiten mehrere Mitgliedstaaten Änderun-
gen in ihrer Gesetzgebung betreffend die Erzeugung und Verteilung von Elektrizität vor.

1. Ist der Kommission bekannt, daß Frankreich Gesetzesänderungen vorbereitet oder bereits erlassen hat, in
denen das „réseau d’alimentation générale en énergie électrique“ als Eigentum von Electricité de France (EDF)
angesehen wird, da sie die Konzession für dieses Netz besitzt?

2. Kann die Kommission prüfen, ob die Konzession, die EDF bis jetzt vom französischen Staat hatte, vorsah,
daß beim Auslaufen der Konzession das Eigentum am Elektrizitätsnetz an EDF übergeht?

3. Ist dies nicht der Fall, ist die Kommission dann der Ansicht, daß diese Gesetzesänderung das Ziel verfolgt,
das eigene Vermögen von EDF durch eine „Gratis“-Eigentumsübertragung des Stromnetzes zu vergrößern, um
ihr auf diese Art eine günstige Wettbewerbsposition auf einem liberalisierten Elektrizitätsmarkt zu verschaffen?

4. Wenn ja, ist dies eine mit dem EWG-Vertrag vereinbare Form einer staatlichen Beihilfe?

Antwort von Herrn Van Miert im Namen der Kommission

(26. März 1998)

Der Kommission ist ein Gesetzentwurf, nach dem die französischen Behörden das Eigentum am Stromnetz nach
Ablauf der Konzession auf Electricité de France (EDF) übertragen würden, nicht bekannt.

Durch die Übertragung dieses Netzes vom französischen Staat auf EDF ohne einen entsprechenden Preis könnte
das Gesamtvermögen von EDF in einer Weise wachsen, durch die das Unternehmen einen wirtschaftlichen
Vorteil erhielte.

Die Kommission wird die Umstände in diesem von der Frau Abgeordneten erwähnten Fall untersuchen, um
festzustellen, ob sie mit dem EG-Vertrag vereinbar sind.

(98/C 304/240) SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-0789/98

von Wilmya Zimmermann (PSE) an den Rat

(16. März 1998)

Betrifft: Gemeinsamer europäischer Feiertag: 9. Mai

Die Europäische Kommission hat, nicht zuletzt durch das Programm „Bürger Europas“, deutlich gemacht, daß es
notwendig ist, verstärkt darauf hinzuwirken, daß sich die Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union mit
dieser auch identifizieren können. Ein wichtiger Beitrag dazu wird sicher die Einführung der gemeinsamen
Währung sein. Besonders gut kann die Identifikation mit der Europäischen Union jedoch auch durch einen
gemeinsamen Feiertag erreicht werden. Damit würden die Europafahne und die Europahymne um ein einigendes
Symbol ergänzt, das allen Bürgerinnen und Bürgern Europas zugute kommt.

Dafür bietet sich der 9. Mai geradezu an (ein Tag nach dem Jahrestag der Beendigung des Zweiten Weltkriegs,
Tag, an dem Robert Schuman 1950 seine Erkilärung abgab, die zur Gründung der Montanunion führte).

1. Hat der Rat dazu bereits Vorschläge erarbeitet?

2. Wie steht er zu dem Vorschlag, den europäischen Feiertag durch gemeinsame Aktionen in den
Mitgliedstaaten zm 9. Mai 2000 einzuführen?


